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Art. 52 Aufruf der deutschen Bischöfe zur  
 Fastenaktion Misereor 2017

Liebe Schwestern und Brüder,

„Die Welt ist voller guter Ideen. Lass sie wach-
sen.“, so lautet das Leitwort der Misereor-Fas-
tenaktion 2017. Misereor stellt darin das afrika-
nische Land Burkina Faso in den Mittelpunkt. 
Dort betreiben Bauernfamilien erfolgreich eine 
Landwirtschaft, die an die örtlichen Bedingun-
gen angepasst ist. Wie in Burkina Faso entste-
hen auch an vielen anderen Orten der Welt neue 
Ideen, die dazu beitragen, Hunger, Krankheit 
und Unfrieden zu beenden.

Solche Beispiele vor Augen ruft uns Papst 
Franziskus in seiner Enzyklika Laudato si‘ dazu 
auf, unser Denken und Handeln „in den Dienst 
einer anderen Art des Fortschritts zu stellen, der 
gesünder, menschlicher, sozialer und ganzheit-
licher ist“ (LS 112).

Denn obwohl es genügend Nahrung und Aus-
kommen für alle geben könnte, bestimmen Not 
und Mangel den Lebensalltag unzähliger Men-
schen. Ihnen zu helfen, mit guten Ideen an einer 
besseren Zukunft zu arbeiten, ist die Aufgabe 
von Misereor.

Bitte setzen Sie am kommenden Sonntag im 
Gebet und bei der Misereor-Kollekte ein groß-
herziges Zeichen für eine Welt, in der alle in Wür-
de leben können. Jede Spende hilft den Armen in 
Burkina Faso, in ganz Afrika und weltweit.

Fulda, den 22. September 2016

 Für das Bistum Münster
 † Dr. Felix Genn
 Bischof von Münster

Dieser Aufruf soll am 4. Fastensonntag, dem 26. März 
2017, in allen Gottesdiensten (auch am Vorabend) ver-
lesen werden. Die Kollekte am 5. Fastensonntag, dem 
2.  April  2017,  ist  ausschließlich  für  das  Bischöfliche 
Hilfswerk Misereor bestimmt.
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Art. 54 Caritas-Werkstätten- 
 Mitwirkungsordnung (CWMO)

I. Caritas-Werkstätten-Mitwirkungsordnung 
(CWMO)

Inhaltsübersicht:
§ 1  Anwendungsbereich
§ 2  Errichtung von Werkstatträten
§ 3  Zahl der Mitglieder des Werkstattrats
§ 4  Allgemeine Aufgaben des Werkstattrats
§ 5  Mitwirkung und Mitbestimmung
§ 6  Unterrichtungsrechte des Werkstattrats
§ 7  Zusammenarbeit
§ 8  Werkstattversammlung
§ 9  Vermittlungsstelle
§ 10  Wahlberechtigung
§ 11  Wählbarkeit
§ 12  Zeitpunkt der Wahlen zum Werkstattrat
§ 13  Bestellung des Wahlvorstandes
§ 14  Aufgaben des Wahlvorstandes
§ 15  Erstellung der Liste der Wahlberechtigten
§ 16  Bekanntmachung der Liste der Wahlberech-

tigten
§ 17  Einspruch gegen die Liste der Wahlberech-

tigten
§ 18  Wahlausschreiben
§ 19  Wahlvorschläge 
§ 20  Bekanntmachung der Bewerber und Bewer-

berinnen
§ 21  Stimmabgabe
§ 22  Wahlvorgang
§ 23  Feststellung des Wahlergebnisses
§ 24  Benachrichtigung der Gewählten und Annah-

me der Wahl
§ 25  Bekanntmachung der Gewählten
§ 26  Aufbewahrung der Wahlunterlagen
§ 27  Wahlanfechtung
§ 28  Wahlschutz und Wahlkosten
§ 29  Amtszeit des Werkstattrats
§ 30  Erlöschen der Mitgliedschaft im Werkstat-

trat; Ersatzmitglieder
§ 31  Vorsitz des Werkstattrats
§ 32  Einberufung der Sitzungen
§ 33  Sitzungen des Werkstattrats
§ 34  Beschlüsse des Werkstattrats
§ 35  Sitzungsniederschrift
§ 36  Geschäftsordnung des Werkstattrats
§ 37   Persönliche  Rechte  und  Pflichten  der  Mit-

glieder des Werkstattrats
§ 38  Sprechstunden
§ 39  Kosten und Sachaufwand des Werkstattrats

Art. 53 Änderung der  
 Mitarbeitervertretungsordnung (MaVO)

I. Die Mitarbeitervertretungsordnung – MAVO – 
für den Bereich der Diözese Münster vom 
14. November 1996, (Kirchliches Amtsblatt 
1996, Art. 226), zuletzt geändert am 01.10.2011, 
(Kirchliches Amtsblatt 2011, Art. 188), wird wie 
folgt geändert:

 An § 6 wird ein neuer § 6a folgenden Wortlauts 
angefügt:

„§ 6a Übergangsregelung zur Wahl der Mit-
arbeitervertretung im Wahlzeitraum 
1. März bis 31. Mai 2017 (Zusammenset-
zung der Mitarbeitervertretung)

 Für den Fall, dass diese Ordnung – mit Wir-
kung nach dem 31. Mai 2017, jedoch vor dem 
1. Juni 2019 – neu gefasst wird und die Zahl 
der Mitglieder der Mitarbeitervertretung, die im 
Wahlzeitraum 1. März bis 31. Mai 2017 gewählt 
wird, höher wäre, wenn in diesem Wahlzeitraum 
bereits die neue Fassung dieser Ordnung gegol-
ten hätte, erhöht sich die Zahl der Mitglieder 
der Mitarbeitervertretung mit Wirkung ab dem 
Inkrafttreten der neuen Fassung dieser Ordnung 
insoweit, als hätte in diesem Wahlzeitraum be-
reits die neue Fassung dieser Ordnung gegol-
ten. In diesem Fall rücken Ersatzmitglieder in 
entsprechender Anwendung des § 11 Absatz 6 
dieser Ordnung oder beim vereinfachten Wahl-
verfahren in entsprechender Anwendung der 
§§ 11c Absatz 4, 11 Absatz 6 dieser Ordnung in 
die Mitarbeitervertretung nach. Soweit keine Er-
satzmitglieder vorhanden sind, unterbleibt eine 
Erhöhung der Zahl der Mitglieder der Mitarbei-
tervertretung.“

II. Die vorstehende Änderung tritt am 1. März 2017 
in Kraft.

Münster, den 06.02.2017

L. S. † Dr. Felix Genn
 Bischof von Münster

Erlasse des Bischofs
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5. 1 001 bis 1 500 Wahlberechtigten aus elf Mit-
gliedern,

mehr als 1 500 Wahlberechtigten aus dreizehn 
Mitgliedern.

2Die Geschlechter sollen entsprechend ihrem zah-
lenmäßigen Verhältnis vertreten sein.

§ 4 
Allgemeine Aufgaben des Werkstattrats

(1) 1Der Werkstattrat hat folgende allgemeine Auf-
gaben:

1. darüber zu wachen, dass die zugunsten der 
Werkstattbeschäftigten geltenden Gesetze, 
Verordnungen, Unfallverhütungsvorschrif-
ten und mit der Werkstatt getroffene Verein-
barungen durchgeführt werden, vor allem, 
dass
a) die auf das besondere arbeitnehmerähn-

liche Rechtsverhältnis zwischen den 
Werkstattbeschäftigten und der Werkstatt 
anzuwendenden arbeitsrechtlichen Vor-
schriften und Grundsätze, insbesondere 
über Beschäftigungszeit einschließlich 
Teilzeitbeschäftigung sowie der Erho-
lungspausen und Zeiten der Teilnahme an 
Maßnahmen zur Erhaltung und Erhöhung 
der Leistungsfähigkeit und zur Weiterent-
wicklung der Persönlichkeit des Werk-
stattbeschäftigten, Urlaub, Entgeltzah-
lung im Krankheitsfall, Entgeltzahlung 
an Feiertagen, Mutterschutz, Elternzeit, 
Persönlichkeitsschutz und Haftungsbe-
schränkung, 

b) die in dem besonderen arbeitnehmerähn-
lichen Rechtsverhältnis aufgrund der Für-
sorgepflicht geltenden Mitwirkungs- und 
Beschwerderechte

c) die Werkstattverträge von der Werkstatt 
beachtet werden;

2. Maßnahmen, die dem Betrieb der Werkstatt 
und den Werkstattbeschäftigten dienen, bei 
der Werkstatt zu beantragen,

3.  Anregungen und Beschwerden von Werk-
stattbeschäftigten entgegenzunehmen und, 
falls sie berechtigt erscheinen, durch Ver-
handlungen mit der Werkstatt auf eine Erle-
digung hinzuwirken; er hat die betreffenden 
Beschäftigten über den Stand und das Ergeb-
nis der Verhandlungen zu unterrichten.

 2Dabei hat er vor allem die Interessen beson-
ders betreuungs- und förderungsbedürftiger 
Werkstattbeschäftigter zu wahren und die 

§ 39a  Aufgaben und Rechtsstellung der Frauenbe-
auftragten

§ 39b  Wahlen und Amtszeit der Frauenbeauftragten
§ 39c  Vorzeitiges Ausscheiden der Frauenbeauf-

tragten
§ 40  Zuständigkeit für Streitigkeiten
§ 41  Inkrafttreten

Caritas-Werkstätten-Mitwirkungsordnung 
(CWMO)

§ 1 
Anwendungsbereich

(1) 1Behinderte Menschen im Arbeitsbereich der 
Werkstatt, die in einem besonderen arbeitneh-
merähnlichen Rechtsverhältnis in der Regel auf 
der Grundlage eines Sozialleistungsverhältnis-
ses beschäftigt werden (Werkstattbeschäftigte) 
wirken nach dieser Ordnung an den Angelegen-
heiten der Werkstatt mit. 2Die Interessenver-
tretung der in Werkstätten beschäftigten behin-
derten Frauen erfolgt durch Frauenbeauftragte. 
3Die Mitbestimmung und Mitwirkung geschieht 
im Rahmen eines Werkstattrats.

(2) Diese Ordnung gilt für Werkstätten für behin-
derte Menschen in Trägerschaft der katholischen 
Kirche und der ihr zugeordneten Verbände.

§ 2  
Errichtung von Werkstatträten

(1) Ein Werkstattrat wird in Werkstätten gewählt.

(2) 1In Zweig- und Teilwerkstätten können geson-
derte selbständige Werkstatträte gebildet wer-
den. 2Dies gilt insbesondere, wenn diese auf die 
Teilhabe besonderer Personenkreise ausgerich-
tet sind. 3Die Entscheidung hierüber trifft die 
Werkstatt im Einvernehmen mit dem Werkstat-
trat.

(3) Rechte und Pflichten der Werkstatt  sind solche 
des Trägers der Werkstatt.

§ 3 
Zahl der Mitglieder des Werkstattrats

1Der Werkstattrat besteht aus mindestens drei Mit-
gliedern, in Werkstätten mit in der Regel 

1. bis zu 200 Wahlberechtigten aus drei Mitglie-
dern,

2. 201 bis 400 Wahlberechtigten aus fünf Mitglie-
dern,

3. 401 bis 700 Wahlberechtigten aus sieben Mit-
gliedern,

4. 701 bis 1 000 Wahlberechtigten aus neun Mit-
gliedern,
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8. Eröffnung oder Schließung von bedeutenden 
Tätigkeitsfeldern im Arbeitsbereich der 
Werkstatt,

9. Fragen der Beförderung.
(2) Der Werkstattrat hat in folgenden Angelegenhei-

ten ein Mitbestimmungsrecht:

1. Ordnung und Verhalten der Werkstattbe-
schäftigten im Arbeitsbereich einschließlich 
Aufstellung und Änderung einer Werkstatt-
ordnung,

2. Beginn und Ende der täglichen Beschäfti-
gungszeit, Zeiten für die Erhaltung und Erhö-
hung der Leistungsfähigkeit und zur Weiter-
entwicklung der Persönlichkeit, Verteilung 
der Beschäftigungszeit auf die einzelnen Wo-
chentage und die damit zusammenhängende 
Regelung des Fahrdienstes, vorübergehende 
Verkürzung oder Verlängerung der üblichen 
Beschäftigungszeit,

3. Arbeitsentgelte, insbesondere Aufstellung 
und Änderung von Entlohnungsgrundsät-
zen, Festsetzung der Steigerungsbeträge und 
vergleichbarer leistungsbezogener Entgelte, 
Zeit, Ort und Art der Auszahlung sowie Ge-
staltung der Arbeitsentgeltbescheinigungen,

4. Grundsätze für den Urlaubsplan,
5.  Verpflegung,
6. Einführung und Anwendung technischer 

Einrichtungen, die dazu bestimmt sind, das 
Verhalten oder die Leistung der Werkstattbe-
schäftigten zu überwachen, 

7. Grundsätze für die Fort- und Weiterbildung,
8. Gestaltung von Sanitär- und Aufenthaltsräu-

men,
9. Soziale Aktivitäten der Werkstattbeschäf-

tigten.
(3) 1In Angelegenheiten, in denen der Werkstattrat 

ein Mitwirkungsrecht hat, hat die Werkstatt den 
Werkstattrat rechtzeitig, umfassend und in an-
gemessener Weise zu unterrichten und ihn vor 
der Durchführung einer Maßnahme anzuhören. 
2Beide Seiten haben auf ein Einvernehmen hin-
zuwirken. 3Lässt sich Einvernehmen nicht her-
stellen, so kann jede Seite die Vermittlungsstelle 
anrufen.

(4) In Angelegenheiten der Mitwirkung nach Ab-
satz 1 entscheidet die Werkstatt unter Berück-
sichtigung des Einigungsvorschlages endgültig.

(5) Kommt in Angelegenheiten der Mitbestimmung 
nach Absatz 2 keine Einigung zustande und 
handelt es sich nicht um Angelegenheiten, die 

Durchsetzung der tatsächlichen Gleichstel-
lung von Frauen und Männern zu fördern.

(2) 1Werden in Absatz 1 Nr. 1 genannte Angelegen-
heiten zwischen der Werkstatt und einem oder 
einer Werkstattberechtigten erörtert, so nimmt 
auf dessen oder deren Wunsch ein Mitglied des 
Werkstattrats an der Erörterung teil. 2Es ist ver-
pflichtet, über Inhalt und Gegenstand der Erör-
terung Stillschweigen zu bewahren, soweit es 
von dem oder der Werkstattberechtigten im Ein-
zelfall nicht von dieser Verpflichtung entbunden 
wird.

(3) Der Werkstattrat berücksichtigt die Interessen 
der im Eingangsverfahren und im Berufsbil-
dungsbereich tätigen behinderten Menschen in 
angemessener und geeigneter Weise, solange für 
diese eine Vertretung nach § 52 SGB IX nicht 
besteht.

§ 5 
Mitwirkung und Mitbestimmung

(1) Der Werkstattrat hat in folgenden Angelegenhei-
ten ein Mitwirkungsrecht:

1. Darstellung und Verwendung des Arbeitser-
gebnisses, insbesondere der Höhe der Grund- 
und Steigerungsbeträge, unter Darlegung der 
dafür maßgeblichen wirtschaftlichen und fi-
nanziellen Verhältnisse auch in leichter Spra-
che,

2. Regelungen über die Verhütung von Arbeits-
unfällen und Berufskrankheiten sowie über 
den Gesundheitsschutz im Rahmen der ge-
setzlichen Vorschriften oder der Unfallver-
hütungsvorschriften,

3. Weiterentwicklung der Persönlichkeit und 
Förderung des Übergangs auf den allgemei-
nen Arbeitsmarkt,

4. Gestaltung von Arbeitsplätzen, Arbeitsklei-
dung, Arbeitsablauf und Arbeitsumgebung, 
Einführung neuer Arbeitsverfahren,

5. Dauerhafte Umsetzung von Mitarbeitern im 
Arbeitsbereich auf einen anderen Arbeits-
platz, wenn die Betroffenen eine Mitwirkung 
des Werkstattrats wünschen,

6. Planung von Neu-, Um- und Erweiterungs-
bauten sowie neuer technischer Anlagen, 
Einschränkung, Stilllegung oder Verlegung 
der Werkstatt oder wesentlicher Teile der 
Werkstatt, grundlegende Änderungen der 
Werkstattorganisation und des Werkstatt-
zwecks,

7. Einführung neuer oder erhebliche Änderung 
bestehender technischer Arbeitsverfahren,
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nur einheitlich für Mitarbeiter und Werkstattbe-
schäftigte geregelt werden können und die Ge-
genstand einer Vereinbarung mit der Mitarbei-
tervertretung sind oder sein sollen, entscheidet 
die Vermittlungsstelle endgültig.

(6) 1Soweit Angelegenheiten der Absätze 1 oder 2 
nur einheitlich für Mitarbeiter und Werkstatt-
beschäftigte geregelt werden können und so-
weit sie Gegenstand einer Vereinbarung mit 
der Mitarbeitervertretung sind oder sein sollen, 
haben die Beteiligten auf eine einvernehmliche 
Regelung hinzuwirken. 2Die ergänzende Ver-
einbarung  besonderer  behindertenspezifischer 
Regelungen zwischen Werkstatt und Werkstat-
trat bleiben unberührt. 3Unberührt bleiben auch 
weitergehende, einvernehmlich vereinbarte For-
men der Beteiligung in den Angelegenheiten des 
Absatzes 1.

§ 6  
Unterrichtungsrechte des Werkstattrats

(1) 1In Angelegenheiten, in denen er ein Unterrich-
tungsrecht hat, hat die Werkstatt den Werkstat-
trat rechtzeitig und umfassend unter Vorlage der 
erforderlichen Unterlagen zu unterrichten. 2Die 
in den Fällen des Absatzes 2 Buchstabe a ein-
zuholende Stellungnahme des Fachausschusses 
und die in diesem Rahmen erfolgende Anhörung 
des/der Werkstattbeschäftigten bleibt unberührt.

(2) Der Werkstattrat ist in folgenden Angelegenhei-
ten zu unterrichten:

a) Beendigung des arbeitnehmerähnlichen 
Rechtsverhältnisses, Versetzungen und Um-
setzungen von Beschäftigten,

b) Verlauf und Ergebnis der Eltern- und Betreu-
erversammlung,

c) Einstellung, Versetzung und Umsetzung des 
Fachpersonals (Angehörige der begleitenden 
Dienste und die Fachkräfte zur Arbeits- und 
Berufsförderung) und des sonstigen Perso-
nals der Werkstatt.

§ 7 
Zusammenarbeit

(1) 1Die Werkstatt, ihre Mitarbeitervertretung, die 
Schwerbehindertenvertretung, die Vertretung 
der Teilnehmer an Maßnahmen im Eingangs-
verfahren und im Berufsbildungsbereich nach 
§ 36 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch, ein 
nach § 139 Abs. 4 Satz 2 des Neunten Buches 
Sozialgesetzbuch errichteter Eltern- und Betreu-
erbeirat und der Werkstattrat arbeiten im Inte-
resse der Werkstattbeschäftigten vertrauensvoll 
zusammen. 2Die Werkstatt und der Werkstattrat 

können hierbei die Unterstützung der in der 
Werkstatt vertretenen Behindertenverbände und 
Gewerkschaften sowie der Verbände, denen die 
Werkstatt angehört, in Anspruch nehmen.

 (2) 1Werkstatt und Werkstattrat sollen in der Regel 
einmal im Monat zu einer Besprechung zusam-
mentreten. 2Sie haben über strittige Fragen mit 
dem ernsten Willen zur Einigung zu verhandeln 
und Vorschläge für die Beilegung von Mei-
nungsverschiedenheiten zu machen.

§ 8 
Werkstattversammlung

1Der Werkstattrat führt mindestens einmal im 
Kalenderjahr eine Versammlung der Beschäftigten 
durch. 2Die in der Werkstatt für Versammlungen 
der Mitarbeiter  geltenden Vorschriften  finden  ent-
sprechende Anwendung; Teil- sowie Abteilungsver-
sammlungen sind zulässig. 3Der Werkstattrat kann 
im Einvernehmen mit der Werkstatt in Werkstattan-
gelegenheiten erfahrene Personen sowie behinderte 
Menschen, die an Maßnahmen im Eingangsverfah-
ren oder im Berufsbildungsbereich teilnehmen, ein-
laden.

§ 9 
Vermittlungsstelle

(1) 1Die Vermittlungsstelle besteht aus einem oder 
einer unparteiischen, in Werkstattangelegenhei-
ten erfahrenen Vorsitzenden, auf den oder die 
sich Werkstatt und Werkstattrat einigen müssen, 
und je aus einem von der Werkstatt und vom 
Werkstattrat benannten Beisitzer oder einer Bei-
sitzerin. 2Kommt eine Einigung nicht zustande, 
so schlagen die Werkstatt und der Werkstattrat 
je eine Person als Vorsitzenden oder Vorsitzende 
vor; durch Los wird entschieden, wer als Vorsit-
zender oder Vorsitzende tätig wird.

(2) 1Die Vermittlungsstelle hat unverzüglich tätig zu 
werden. 2Sie hört beide Seiten an und entschei-
det nach mündlicher Beratung mit Stimmen-
mehrheit. 3Die Beschlüsse der Vermittlungsstel-
le sind schriftlich niederzulegen und von dem 
Vorsitzenden oder der Vorsitzenden zu unter-
schreiben. 4Werkstatt und Werkstattrat können 
weitere Einzelheiten des Verfahrens vor der Ver-
mittlungsstelle vereinbaren.

(3) 1Der Einigungsvorschlag der Vermittlungsstelle 
ersetzt in den Angelegenheiten nach § 5 Absatz 
1 sowie in den Angelegenheiten nach § 5 Absatz 
2, die nur einheitlich für Mitarbeiter und Werk-
stattbeschäftigte geregelt werden können, nicht 
die Entscheidung der Werkstatt. 2Bis dahin ist 
die Durchführung der Maßnahme auszusetzen. 
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3Das gilt auch in den Fällen des § 5 Absatz 5 und 
6. 4Fasst die Vermittlungsstelle in den Angele-
genheiten nach § 5 Absatz 1 innerhalb von zwölf 
Tagen keinen Beschluss für einen Einigungsvor-
schlag, gilt die Entscheidung der Werkstatt.

§ 10 
Wahlberechtigung

Wahlberechtigt sind alle Beschäftigten, die am 
Tag vor der Wahl in der Werkstatt beschäftigt sind.

§ 11 
Wählbarkeit

1Wählbar sind alle Wahlberechtigten, die am 
Wahltag seit mindestens sechs Monaten in der 
Werkstatt beschäftigt sind. 2Zeiten des Eingangsver-
fahrens und der Teilnahme an Maßnahmen im Be-
rufsbildungsbereich werden angerechnet.

§ 12 
Zeitpunkt der Wahlen zum Werkstattrat

(1) Die regelmäßigen Wahlen zum Werkstattrat fin-
den alle vier Jahre in der Zeit vom 1. Oktober bis 
30. November statt, erstmals im Jahre 2001.

(2) Außerhalb  dieser  Zeiten  finden  Wahlen  statt, 
wenn

1. die Gesamtzahl der Mitglieder nach Eintreten 
sämtlicher Ersatzmitglieder unter die vorge-
schriebene Zahl der Werkstattmitglieder ge-
sunken ist,

2. der Werkstattrat mit der Mehrheit seiner Mit-
glieder seinen Rücktritt beschlossen hat,

3. die Wahl des Werkstattrats mit Erfolg ange-
fochten worden ist oder

4. ein Werkstattrat noch nicht gewählt ist.
(3) 1Hat außerhalb des für die regelmäßigen Wahlen 

festgelegten Zeitraumes eine Wahl zum Werk-
stattrat stattgefunden, so ist er in dem auf die 
Wahl folgenden nächsten Zeitraum der regelmä-
ßigen Wahlen neu zu wählen. 2Hat die Amtszeit 
des Werkstattrats zu Beginn des für die nächsten 
regelmäßigen Wahlen festgelegten Zeitraumes 
noch nicht ein Jahr betragen, ist der Werkstattrat 
in dem übernächsten Zeitraum der regelmäßigen 
Wahlen neu zu wählen.

§ 13 
Bestellung des Wahlvorstandes

(1) 1Spätestens zehn Wochen vor Ablauf seiner 
Amtszeit bestellt der Werkstattrat einen Wahl-
vorstand. aus drei Wahlberechtigten oder sons-
tigen der Werkstatt angehörenden Personen und 
einen oder eine von ihnen als Vorsitzenden oder 
Vorsitzende.  2Dem Wahlvorstand muss mindes-
tens eine wahlberechtigte Frau angehören.

(2) 1Ist in der Werkstatt ein Werkstattrat nicht vor-
handen, werden der Wahlvorstand und die 
vorsitzende Person in einer Versammlung der 
Wahlberechtigten gewählt. 2Die Werkstatt hat 
die Wahl zu fördern und zu dieser Versammlung 
einzuladen. 3Unabhängig davon können drei 
Wahlberechtigte einladen.

§ 14 
Aufgaben des Wahlvorstandes

(1) 1Der Wahlvorstand bereitet die Wahl vor und 
führt sie durch. 2Die Werkstatt hat dem Wahlvor-
stand auf dessen Wunsch aus den Angehörigen 
des Fachpersonals eine Person seines Vertrauens 
zur Verfügung zu stellen, die ihn bei der Vorbe-
reitung und Durchführung der Wahl unterstützt. 
3Der Wahlvorstand kann in der Werkstatt Be-
schäftigte als Wahlhelfer oder Wahlhelferinnen 
zu seiner Unterstützung bei der Durchführung 
der Stimmabgabe und der Stimmenzählung 
bestellen. 4Die Mitglieder des Wahlvorstandes, 
die Vertrauensperson und die Wahlhelfer und 
Wahlhelferinnen haben die gleichen persönli-
chen  Rechte  und  Pflichten  wie  der Mitglieder 
des Werkstattrats (§ 37). 5Die Vertrauensperson 
nimmt ihre Aufgabe unabhängig von Weisungen 
der Werkstatt wahr.

(2) 1Die Beschlüsse des Wahlvorstandes werden 
mit Stimmenmehrheit seiner Mitglieder gefasst. 
2Über jede Sitzung des Wahlvorstandes ist eine 
Niederschrift aufzunehmen, die mindestens den 
Wortlaut der gefassten Beschlüsse enthält. 3Die 
Niederschrift ist von dem/der Vorsitzenden zu 
unterzeichnen sowie von einem weiteren Mit-
glied des Wahlvorstandes oder der Vertrauens-
person.

(3) Der Wahlvorstand hat die Wahl unverzüglich 
einzuleiten; sie soll spätestens eine Woche vor 
dem Tag  stattfinden,  an  dem  die Amtszeit  des 
Werkstattrats abläuft.

(4) 1Die Werkstatt unterstützt den Wahlvorstand bei 
der Erfüllung seiner Aufgaben. 2Sie gibt ihm 
insbesondere alle für die Anfertigung der Liste 
der Wahlberechtigten erforderlichen Auskünfte 
und stellt die notwendigen Unterlagen zur Ver-
fügung.

§ 15 
Erstellung der Liste der Wahlberechtigten

1Der Wahlvorstand stellt eine Liste der Wahlbe-
rechtigten auf. 2Die Wahlberechtigten sollen mit 
dem Familiennamen und dem Vornamen, erforderli-
chenfalls dem Geburtsdatum, in alphabetischer Rei-
henfolge aufgeführt werden.
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§ 16 
Bekanntmachung der Liste der Wahlberechtigten
Die Liste der Wahlberechtigten oder eine Ab-

schrift ist unverzüglich nach Einleitung der Wahl 
bis zum Abschluss der Stimmabgabe an geeigneter 
Stelle zur Einsicht auszulegen.

§ 17 
Einspruch gegen die Liste der Wahlberechtigten

(1) Wahlberechtigte und sonstige Beschäftigte, die 
ein berechtigtes Interesse an einer ordnungsge-
mäßen Wahl glaubhaft machen, können inner-
halb von zwei Wochen seit Erlass des Wahlaus-
schreibens (§ 18) beim Wahlvorstand Einspruch 
gegen die Richtigkeit der Liste der Wahlberech-
tigten einlegen.

(2) 1Über Einsprüche nach Absatz 1 entscheidet 
der Wahlvorstand unverzüglich. 2Hält er den 
Einspruch für begründet, berichtigt er die Lis-
te der Wahlberechtigten. 3Der Person, die den 
Einspruch eingelegt hat, wird die Entscheidung 
unverzüglich mitgeteilt; die Entscheidung muss 
ihr spätestens am Tag vor der Stimmabgabe zu-
gehen. 

(3) 1Nach Ablauf der Einspruchsfrist soll der Wahl-
vorstand die Liste der Wahlberechtigten noch-
mals auf ihre Vollständigkeit hin überprüfen. 
2Im Übrigen kann nach Ablauf der Einspruchs-
frist die Liste der Wahlberechtigten nur bei 
Schreibfehlern, offenbaren Unrichtigkeiten, in 
Erledigung rechtzeitig eingelegter Einsprüche 
oder bei Eintritt oder Ausscheiden eines Wahl-
berechtigten oder einer Wahlberechtigten bis 
zum Tage vor dem Beginn der Stimmabgabe be-
richtigt oder ergänzt werden.

§ 18 
Wahlausschreiben

(1) 1Spätestens sechs Wochen vor dem Wahltag er-
lässt der Wahlvorstand ein Wahlausschreiben, 
das von dem/der Vorsitzenden und mindestens 
einem weiteren Mitglied des Wahlvorstandes zu 
unterschreiben ist. 2Es muss enthalten:

1. das Datum seines Erlasses, 
2. die Namen und Fotos der Mitglieder des 

Wahlvorstandes,
3. die Voraussetzungen der Wählbarkeit zum 

Werkstattrat,
4. den Hinweis, wo und wann die Liste der 

Wahlberechtigten und diese Ordnung zur 
Einsicht ausliegen,

5. den Hinweis, dass nur wählen kann, wer in 
die Liste der Wahlberechtigten eingetragen 

ist, und dass Einsprüche gegen die Liste der 
Wahlberechtigten nur vor Ablauf von zwei 
Wochen seit dem Erlass des Wahlausschrei-
bens beim Wahlvorstand schriftlich oder 
zur Niederschrift eingelegt werden können; 
der letzte Tag der Frist ist anzugeben,

6. die Aufforderung, Wahlvorschläge inner-
halb von zwei Wochen nach Erlass des 
Wahlausschreibens beim Wahlvorstand ein-
zureichen; der letzte Tag der Frist ist anzu-
geben,

7. die Mindestzahl von Wahlberechtigten, von 
denen ein Wahlvorschlag unterstützt wer-
den muss (§ 19 Satz 2),

8. den Hinweis, dass die Stimmabgabe an die 
Wahlvorschläge gebunden ist und dass nur 
solche Wahlvorschläge berücksichtigt wer-
den dürfen, die fristgerecht (Nummer 6) 
eingereicht sind,

9. die Bestimmung des Ortes, an dem die 
Wahlvorschläge bis zum Abschluss der 
Stimmabgabe durch Aushang oder in sonst 
geeigneter Weise bekannt gegeben werden, 

10. Ort, Tag und Zeit der Stimmabgabe, 
11. Den Ort und die Zeit der Stimmauszählung 

und der Sitzung des Wahlvorstandes, in der 
das Wahlergebnis abschließend festgestellt 
wird,

12. den Ort, an dem Einsprüche, Wahlvorschlä-
ge und sonstige Erklärungen gegenüber 
dem Wahlvorstand abzugeben sind.

(2) Eine Abschrift oder ein Abdruck des Wahlaus-
schreibens ist vom Tag seines Erlasses bis zum 
Wahltag an einer oder mehreren geeigneten, den 
Wahlberechtigten zugänglichen Stellen vom 
Wahlvorstand auszuhängen.

§ 19 
Wahlvorschläge 

1Die Wahlberechtigten können innerhalb von 
zwei Wochen seit Erlass des Wahlausschreibens 
Vorschläge beim Wahlvorstand einreichen. 2Jeder 
Wahlvorschlag muss von mindestens drei Wahlbe-
rechtigten unterstützt werden. 3Der Wahlvorschlag 
bedarf der Zustimmung des Vorgeschlagenen oder 
der Vorgeschlagenen. 4Der Wahlvorstand entschei-
det über die Zulassung zur Wahl.

§ 20 
Bekanntmachung der Bewerber  

und Bewerberinnen
Spätestens eine Woche vor Beginn der Stim-

mabgabe und bis zum Abschluss der Stimmabgabe 
macht der Wahlvorstand die Namen und Fotos oder 
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anderes Bildmaterial der Bewerber und Bewerberin-
nen aus zugelassenen Wahlvorschlägen in alphabeti-
scher Reihenfolge in gleicher Weise bekannt wie das 
Wahlausschreiben (§ 18 Abs. 2).

§ 21 
Stimmabgabe

(1) Der Werkstattrat wird in geheimer und unmit-
telbarer Wahl nach den Grundsätzen der Mehr-
heitswahl gewählt.

(2) 1Wer wahlberechtigt ist, kann seine Stimme nur 
für rechtswirksam vorgeschlagene Bewerber(in-
nen) abgeben. 2Jede(r) Wahlberechtigte hat so 
viele Stimmen, wie Mitglieder des Werkstattrats 
gewählt werden. 3Der Stimmzettel muss einen 
Hinweis darauf enthalten, wie viele Bewerber 
im Höchstfall gewählt werden dürfen. 4Für je-
den Bewerber oder jede Bewerberin kann nur 
eine Stimme abgegeben werden.

(3) 1Das Wahlrecht wird durch Abgabe eines 
Stimmzettels in einem Wahlumschlag ausge-
übt. 2Auf dem Stimmzettel sind die Bewerber 
in alphabetischer Reihenfolge unter Angabe von 
Familienname und Vorname, erforderlichenfalls 
des Geburtsdatums, sowie mit Foto oder ande-
rem Bildmaterial aufzuführen. 3Die Stimmzettel 
müssen sämtlich die gleiche Größe, Farbe, Be-
schaffenheit und Beschriftung haben. 4Das Glei-
che gilt für die Wahlumschläge.

(4) 1Bei der Stimmabgabe wird durch Ankreuzen an 
der im Stimmzettel jeweils vorgesehenen Stel-
le die von dem/der Wählenden gewählte Person 
gekennzeichnet. 2Stimmzettel, auf denen mehr 
als die zulässige Anzahl der Bewerber oder Be-
werberinnen gekennzeichnet ist oder aus denen 
sich der Wille des Wählenden oder der Wählen-
den nicht zweifelsfrei ergibt, sind ungültig.

(5) Ist für mehr als die Hälfte der Wahlberechtig-
ten infolge ihrer Behinderung eine Stimmabga-
be durch Abgabe eines Stimmzettels nach den 
Absätzen 3 und 4 überwiegend nicht möglich, 
kann der Wahlvorstand eine andere Form der 
Ausübung des Wahlrechts beschließen.

§ 22 
Wahlvorgang

(1) 1Der Wahlvorstand hat geeignete Vorkehrun-
gen für die unbeobachtete Kennzeichnung der 
Stimmzettel im Wahlraum zu treffen und für die 
Bereitstellung einer Wahlurne zu sorgen. 2Die 
Wahlurne muss vom Wahlvorstand verschlossen 
und so eingerichtet sein, dass die eingeworfe-
nen Stimmzettel nicht herausgenommen werden 
können, ohne dass die Urne geöffnet wird.

(2) 1Während der Wahl müssen immer mindestens 
zwei Mitglieder des Wahlvorstandes im Wahl-
raum anwesend sein. 2Sind Wahlhelfer oder 
Wahlhelferinnen bestellt (§ 14 Abs. 1 Satz 3), 
genügt die Anwesenheit eines Mitgliedes des 
Wahlvorstandes und eines Wahlhelfers oder ei-
ner Wahlhelferin.

(3) Der gekennzeichnete und in den Wahlumschlag 
gelegte Stimmzettel ist in die hierfür bereit-
gestellte Wahlurne einzuwerfen, nachdem die 
Stimmabgabe von einem Mitglied des Wahl-
vorstandes oder einem Wahlhelfer oder einer 
Wahlhelferin in der Liste der Wahlberechtigten 
vermerkt worden ist. 

(4) 1Wer infolge seiner Behinderung bei der Stim-
mabgabe beeinträchtigt ist, bestimmt eine Person 
seines Vertrauens, die ihm bei der Stimmabgabe 
behilflich  sein  soll,  und  teilt  dies  dem  Wahl-
vorstand mit. 2Personen, die sich bei der Wahl 
bewerben, Mitglieder des Wahlvorstandes, Ver-
trauenspersonen im Sinne des § 14 Abs. 1 Satz 
2 sowie Wahlhelfer und Wahlhelferinnen dürfen 
nicht zur Hilfeleistung herangezogen werden. 
3Die Hilfeleistung beschränkt sich auf die Erfül-
lung der Wünsche des Wählers oder der Wähle-
rin zur Stimmabgabe; die Vertrauensperson darf 
gemeinsam mit dem Wähler oder der Wählerin 
die Wahlkabine aufsuchen. 4Die Vertrauensper-
son ist zur Geheimhaltung der Kenntnisse von 
der Wahl einer anderen Person verpflichtet, die 
sie bei der Hilfeleistung erlangt hat. 5Die Sätze 1 
bis 4 gelten entsprechend für Wähler und Wäh-
lerinnen, die des Lesens unkundig sind.

(5) Nach Abschluss der Wahl ist die Wahlurne zu 
versiegeln, wenn die Stimmenauszählung nicht 
unmittelbar nach der Beendigung der Wahl 
durchgeführt wird.

§ 23 
Feststellung des Wahlergebnisses

(1) Unverzüglich nach Abschluss der Wahl nimmt 
der Wahlvorstand öffentlich die Auszählung der 
Stimmen vor und stellt das Ergebnis fest.

(2) 1Gewählt sind die Bewerber und Bewerberin-
nen, die die meisten Stimmen erhalten haben. 
2Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los.

(3) 1Der Wahlvorstand fertigt über das Ergebnis 
eine Niederschrift, die von dem/der Vorsitzen-
den und mindestens einem weiteren Mitglied 
des Wahlvorstandes unterschrieben wird. 2Die 
Niederschrift muss die Zahl der abgegebenen 
gültigen und ungültigen Stimmzettel, die auf je-
den Bewerber oder jede Bewerberin entfallenen 
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durch Gewährung oder Versprechen von Vortei-
len beeinflussen.

(3) 1Die Kosten der Wahl trägt die Werkstatt. 2Ver-
säumnis von Beschäftigungszeit, die zur Aus-
übung des Wahlrechts, zur Betätigung im Wahl-
vorstand oder zur Tätigkeit als Wahlhelfer oder 
Wahlhelferin erforderlich ist, berechtigt die 
Werkstatt nicht zur Minderung des Arbeitsent-
geltes. 3Die Ausübung der genannten Tätigkei-
ten steht der Beschäftigung als Werkstattbe-
schäftigter gleich.

§ 29 
Amtszeit des Werkstattrats

1Die regelmäßige Amtszeit des Werkstattrats be-
trägt vier Jahre. 2Die Amtszeit beginnt mit der Be-
kanntgabe des Wahlergebnisses oder, wenn die 
Amtszeit des bisherigen Werkstattrats noch nicht 
beendet ist, mit deren Ablauf. 3Die Amtszeit des au-
ßerhalb des regelmäßigen Wahlzeitraumes gewähl-
ten Werkstattrats endet mit der Bekanntgabe des 
Wahlergebnisses des nach § 12 Abs. 1 neu gewähl-
ten Werkstattrats, spätestens jedoch am 30. Novem-
ber des maßgebenden Wahljahres. 4Im Falle des § 12 
Abs. 2 Nr. 1 und 2 endet die Amtszeit des bestehen-
den Werkstattrats mit der Bekanntgabe des Wahler-
gebnisses des neu gewählten Werkstattrats.

§ 30 
Erlöschen der Mitgliedschaft im Werkstattrat; 

Ersatzmitglieder
(1) Die Mitgliedschaft im Werkstattrat erlischt 

durch

1. Ablauf der Amtszeit,
2. Niederlegung des Amtes,
3. Ausscheiden aus der Werkstatt,
4. Beendigung des arbeitnehmerähnlichen 

Rechtsverhältnisses.
(2) 1Scheidet ein Mitglied aus dem Werkstattrat aus, 

so rückt ein Ersatzmitglied nach. 2Dies gilt ent-
sprechend für die Stellvertretung eines zeitwei-
lig verhinderten Mitgliedes des Werkstattrats.

(3) 1Die Ersatzmitglieder werden der Reihe nach 
aus den nicht gewählten Bewerbern und Bewer-
berinnen der Vorschlagsliste entnommen. 2Die 
Reihenfolge bestimmt sich nach der Höhe der 
erreichten Stimmenzahlen. 3Bei Stimmengleich-
heit entscheidet das Los.

§ 31 
Vorsitz des Werkstattrats

(1) Der Werkstattrat wählt aus seiner Mitte den/die 
Vorsitzende und eine Stellvertretung.

Stimmenzahlen sowie die Namen der gewählten 
Bewerber und Bewerberinnen enthalten.

§ 24 
Benachrichtigung der Gewählten und Annahme  

der Wahl
(1) 1Der Wahlvorstand benachrichtigt die zum 

Werkstattrat Gewählten unverzüglich von ihrer 
Wahl. 2Erklärt eine gewählte Person nicht inner-
halb von drei Arbeitstagen nach Zugang der Be-
nachrichtigung dem Wahlvorstand ihre Ableh-
nung der Wahl, gilt dies als Annahme der Wahl.

(2) Lehnt eine gewählte Person die Wahl ab, tritt an 
ihre Stelle der Bewerber oder die Bewerberin 
mit der nächsthöchsten Stimmenzahl.

§ 25 
Bekanntmachung der Gewählten

Sobald die Namen der Mitglieder des Werkstat-
trats endgültig feststehen, macht der Wahlvorstand 
sie durch zweiwöchigen Aushang in gleicher Wei-
se wie das Wahlausschreiben bekannt (§ 18 Abs. 2) 
und teilt sie unverzüglich der Werkstatt mit.

§ 26 
Aufbewahrung der Wahlunterlagen

Die Wahlunterlagen, insbesondere die Nieder-
schriften, Bekanntmachungen und Stimmzettel, 
werden vom Werkstattrat mindestens bis zum Ende 
der Wahlperiode aufbewahrt.

§ 27 
Wahlanfechtung

(1) Die Wahl kann bei dem nach § 40 benannten 
Kirchlichen Arbeitsgericht angefochten werden, 
wenn gegen wesentliche Vorschriften über das 
Wahlrecht, die Wählbarkeit oder das Wahlver-
fahren verstoßen worden ist und eine Berichti-
gung nicht erfolgt ist, es sei denn, dass durch 
den Verstoß das Wahlergebnis nicht geändert 
oder beeinflusst werden konnte.

(2) 1Zur Anfechtung berechtigt sind mindestens 
drei Wahlberechtigte oder die Werkstatt. 2Die 
Wahlanfechtung ist nur binnen einer Frist von 
zwei Wochen, vom Tag der Bekanntgabe des 
Wahlergebnisses an gerechnet, zulässig.

§ 28 
Wahlschutz und Wahlkosten

(1) 1Niemand darf die Wahl des Werkstattrats behin-
dern. 2Insbesondere dürfen Werkstattbeschäftig-
te in der Ausübung des aktiven und passiven 
Wahlrechts nicht beschränkt werden.

(2) Niemand darf die Wahl des Werkstattrats durch 
Zufügung oder Androhung von Nachteilen oder 
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(2) Der/die Vorsitzende vertritt den Werkstattrat im 
Rahmen der von diesem gefassten Beschlüsse 
und ist zur Entgegennahme von Erklärungen, 
die dem Werkstattrat gegenüber abzugeben sind, 
berechtigt. 

(3) Im Falle der Verhinderung wird der/die Vorsit-
zende durch den Stellvertreter vertreten.

§ 32 
Einberufung der Sitzungen

(1) Innerhalb einer Woche nach dem Wahltag beruft 
der/die Vorsitzende des Wahlvorstandes den neu 
gewählten Werkstattrat zu der nach § 31 Abs. 
1 vorgeschriebenen Wahl ein und leitet die Sit-
zung.

(2) 1Die weiteren Sitzungen beruft der/die Vorsit-
zende des Werkstattrats ein, setzt die Tagesord-
nung fest und leitet die Sitzung. 2Der/die Vor-
sitzende hat die Mitglieder des Werkstattrats 
rechtzeitig unter Mitteilung der Tagesordnung 
zu laden. 

(3) Der/die Vorsitzende hat eine Sitzung einzuberu-
fen und den Gegenstand, dessen Beratung be-
antragt wird, auf die Tagesordnung zu setzen, 
wenn dies von der Werkstatt beantragt wird.

(4) Die Werkstatt nimmt an den Sitzungen teil, die 
auf ihr Verlangen anberaumt sind, und an den 
Sitzungen, zu denen sie ausdrücklich eingeladen 
worden ist.

§ 33 
Sitzungen des Werkstattrats

(1) 1Die  Sitzungen  des Werkstattrats  finden  in  der 
Regel während der Beschäftigungszeit statt. 
2Der Werkstattrat hat bei der Ansetzung der Sit-
zungen auf die Arbeitsabläufe in der Werkstatt 
Rücksicht zu nehmen. 3Die Werkstatt ist vom 
Zeitpunkt der Sitzung vorher zu verständigen. 
4Die Sitzungen des Werkstattrats sind nicht öf-
fentlich.

(2) 1Der Werkstattrat kann die Vertrauensperson 
(§ 39 Abs. 3), eine Schreibkraft oder sonstige 
Dritte zu seinen Sitzungen hinzuziehen. 2Für 
sie gelten die Geheimhaltungspflicht sowie die 
Offenbarungs- und Verwertungsverbote gemäß 
§ 37 Abs. 8 entsprechend.

§ 34 
Beschlüsse des Werkstattrats

(1) 1Die Beschlüsse des Werkstattrats werden mit 
der Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mit-
glieder gefasst. 2Bei Stimmengleichheit ist ein 
Antrag abgelehnt.

(2) Der Werkstattrat ist beschlussfähig, wenn min-
destens die Hälfte seiner Mitglieder an der Be-
schlussfassung teilnimmt.

(3) 1Im Falle längerfristiger Verhinderung wird ein 
Mitglied durch das Ersatzmitglied nach § 30 
Abs. 2 vertreten. 2Die Entscheidung, ob ein län-
gerfristiger Verhinderungsfall vorliegt, trifft der 
Werkstattrat.

§ 35 
Sitzungsniederschrift

(1) 1Über die Sitzungen des Werkstattrats ist eine 
Sitzungsniederschrift aufzunehmen. 2Sie muss 
enthalten: 

- den Wortlaut der Beschlüsse, 
- und die Stimmenmehrheit, mit der sie gefasst 

wurden, 
- die Anwesenheitsliste. 

(2) 1Die Niederschrift ist von dem/der Vorsitzenden 
zu unterschreiben. 2Weiterhin unterschreibt ein 
weiteres Mitglied oder die Vertrauensperson 
(§ 39 Abs. 3). 

(3) Hat die Werkstatt an der Sitzung teilgenommen, 
so ist ihr der entsprechende Teil der Nieder-
schrift abschriftlich auszuhändigen.

§ 36 
Geschäftsordnung des Werkstattrats

1Der Werkstattrat kann sich für seine Arbeit eine 
schriftliche Geschäftsordnung geben. 2In dieser 
können weitere Bestimmungen über die Geschäfts-
führung getroffen werden.

§ 37 
Persönliche Rechte und Pflichten  
der Mitglieder des Werkstattrats

(1) Die Mitglieder des Werkstattrats führen ihr Amt 
unentgeltlich als Ehrenamt.

(2) Sie dürfen in der Ausübung ihres Amtes nicht 
behindert oder wegen ihres Amtes nicht benach-
teiligt oder begünstigt werden; dies gilt auch für 
ihre berufliche Entwicklung.

(3) 1Sie sind von ihrer Tätigkeit ohne Minderung 
des Arbeitsentgeltes zu befreien, wenn und so-
weit es zur Durchführung ihrer Aufgaben erfor-
derlich ist. 2Die Werkstattratstätigkeit steht der 
Beschäftigung gleich. 3In Werkstätten mit 200 
oder mehr Wahlberechtigten ist der Vorsitzende 
oder die Vorsitzende des Werkstattrats auf Ver-
langen von der Tätigkeit im Arbeitsbereich der 
Werkstatt freizustellen, in Werkstätten mit mehr 
als 700 Wahlberechtigten auch die Stellvertre-
tung. 4Die Befreiung nach Sätzen 1 und 3 er-
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streckt sich nicht auf Maßnahmen nach § 5 Abs. 
3 der Werkstättenverordnung.

(4) 1Absatz 3 gilt entsprechend für die Teilnahme 
an Schulungs- und Bildungsveranstaltungen, 
soweit diese Kenntnisse vermitteln, die für die 
Arbeit des Werkstattrats erforderlich sind. 2Un-
beschadet von Satz 1 hat jedes Mitglied des 
Werkstattrats während seiner regelmäßigen 
Amtszeit Anspruch auf Freistellung ohne Min-
derung des Arbeitsentgeltes für insgesamt fünf-
zehn Tage zur Teilnahme an solchen Schulungs- 
und Bildungsveranstaltungen; der Anspruch 
erhöht sich für Beschäftigte, die erstmals das 
Amt eines Mitgliedes des Werkstattrats über-
nehmen, auf 20 Tage.

(5) 1Bei Streitigkeiten in Angelegenheiten der Absät-
ze 3 und 4 kann die Vermittlungsstelle angerufen 
werden. 2§ 9 Abs. 3 und 4 gelten entsprechend. 
3Das Recht zur Anrufung des Kirchlichen Ar-
beitsgerichtes gemäß § 40 bleibt unberührt.

(6) 1Die Mitglieder des Werkstattrats sind verpflich-
tet,

a) über persönliche Verhältnisse und Angele-
genheiten von Beschäftigten, die ihrer Be-
deutung oder ihrem Inhalt nach einer ver-
traulichen Behandlung bedürfen, und,

b) ihnen wegen ihres Amtes bekannt gewordene 
und von der Werkstatt ausdrücklich als ge-
heimhaltungsbedürftig bezeichnete Betriebs- 
und Geschäftsgeheimnisse nicht zu offenba-
ren und nicht zu verwerten, Stillschweigen 
zu bewahren. 2Die Pflichten gelten auch nach 
dem Ausscheiden aus dem Werkstattrat. 3Sie 
gelten nicht gegenüber den Mitgliedern des 
Werkstattrats und der Vertrauensperson (§ 39 
Abs. 3) sowie vor der Vermittlungsstelle.

§ 38 
Sprechstunden

(1) 1Der Werkstattrat kann während der Beschäfti-
gungszeit Sprechstunden einrichten. 2Zeit und 
Ort sind mit der Werkstatt zu vereinbaren.

(2) 1Versäumt ein(e) Beschäftigte(r) wegen des Be-
suchs der Sprechstunde des Werkstattrates Be-
schäftigungszeit, so ist die Werkstatt ihm/ihr 
gegenüber nicht zur Minderung des Arbeitsent-
geltes berechtigt. 2Diese Zeit steht der Beschäf-
tigung gleich.

§ 39 
Kosten und Sachaufwand des Werkstattrats

(1) 1Die durch die Tätigkeit des Werkstattrats entste-
henden Kosten trägt die Werkstatt. 2Das Gleiche 

gilt für Kosten, die für die Teilnahme an Schu-
lungs- und Bildungsveranstaltungen gemäß § 37 
Abs. 6 entstehen.

(2) Für die Sitzungen, die Sprechstunden und die 
laufende Geschäftsführung hat die Werkstatt in 
erforderlichem Umfang Räume, sächliche Mit-
tel und eine Bürokraft zur Verfügung zu stellen.

(3) 1Die Werkstatt hat dem Werkstattrat auf dessen 
Wunsch aus dem Fachpersonal eine Person sei-
nes Vertrauens zur Verfügung zu stellen, die ihn 
bei seiner Tätigkeit unterstützt. 2Der Werkstattrat 
hat ein Vorschlagsrecht, die vorgesehene Person 
muss zu diesem Vorschlag das Einverständnis 
geben. 3Die Vertrauensperson nimmt ihre Auf-
gabe unabhängig von Weisungen der Werkstatt 
wahr. 4Die Werkstatt hat sie bei der Erfüllung 
ihrer Aufgabe zu fördern. 5Für die Vertrauens-
person gilt § 37 entsprechend.

§ 39a 
Aufgaben und Rechtsstellung  

der Frauenbeauftragten
(1) 1Die Frauenbeauftragte vertritt die Interessen 

der in der Werkstatt beschäftigten behinderten 
Frauen gegenüber der Werkstattleitung, insbe-
sondere in den Bereichen Gleichstellung von 
Frauen und Männern, Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beschäftigung sowie Schutz vor körper-
licher, sexueller und psychischer Belästigung 
oder Gewalt. 2Werkstattleitung und Frauenbe-
auftragte sollen in der Regel einmal im Monat 
zu einer Besprechung zusammen treten. 

(2) 1Über Maßnahmen, die Auswirkungen in 
den in Absatz 1 genannten Bereichen haben 
können, unterrichtet die Werkstattleitung die 
Frauenbeauftragte rechtzeitig, umfassend und 
in angemessener Weise. 2Beide Seiten erörtern 
diese Maßnahmen mit dem Ziel des Einverneh-
mens. 3Lässt sich ein Einvernehmen nicht her-
stellen, kann jede Seite die Vermittlungsstelle 
anrufen. 4Die Werkstatt entscheidet unter Be-
rücksichtigung des Einigungsvorschlages end-
gültig.

(3) Die Frauenbeauftragte hat das Recht, an den Sit-
zungen des Werkstattrates und an den Werkstatt-
versammlungen (§ 8) teilzunehmen und dort zu 
sprechen.

(4) 1Die Stellvertreterinnen vertreten die Frauenbe-
auftragte im Verhinderungsfall. 2Darüber hinaus 
kann die Frauenbeauftragte ihre Stellvertreterin-
nen zu bestimmten Aufgaben heranziehen. 
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(5) 1Die Frauenbeauftragte und ihre Stellvertrete-
rinnen sind von ihrer Tätigkeit ohne Minderung 
des Arbeitsentgeltes zu befreien, wenn und so-
weit es zur Durchführung ihrer Aufgaben erfor-
derlich ist. 2Die Tätigkeit steht der Werkstattbe-
schäftigung gleich. In Werkstätten mit mehr als 
200 wahlberechtigten Menschen ist die Frau-
enbeauftragte auf Verlangen von der Tätigkeit 
freizustellen, in Werkstätten mit mehr als 700 
wahlberechtigen Menschen auch die erste Stell-
vertreterin. 3Die Befreiung nach den Sätzen 1 
und 3 erstreckt sich nicht auf Maßnahmen nach 
§ 5 Absatz 3 der Werkstättenverordnung. 4Im 
Übrigen gelten § 37 Absatz 1, 2, 4, 5 und 6 so-
wie die §§ 38 und 39 für die Frauenbeauftragte 
und die Stellvertreterinnen entsprechend.

§ 39b 
Wahlen und Amtszeit der Frauenbeauftragten

(1) 1Die Wahlen der Frauenbeauftragten und der 
Stellvertreterinnen sollen zusammen mit den 
Wahlen  zum Werkstattrat  stattfinden.  2Wahlbe-
rechtigt sind alle Frauen, die auch zum Werk-
stattrat wählen dürfen (§ 10). 3Wählbar sind alle 
Frauen, die auch in den Werkstattrat gewählt 
werden können (§ 11). 

(2) 1Wird zeitgleich der Werkstattrat gewählt, soll 
der Wahlvorstand für die Wahl des Werkstattra-
tes auch die Wahl der Frauenbeauftragten und 
ihrer Stellvertreterinnen vorbereiten und durch-
führen. 2Anderenfalls beruft die Werkstatt eine 
Versammlung der wahlberechtigten Frauen ein, 
in der ein Wahlvorstand und dessen Vorsitzen-
de gewählt werden. 3Auch drei wahlberechtigte 
Frauen können zu dieser Versammlung einla-
den. 4Für die Vorbereitung und Durchführung 
der Wahl gelten die §§ 14 bis 28 entsprechend. 

(3) 1Für die Amtszeit der Frauenbeauftragten und 
ihrer Stellvertreterinnen gilt § 29 entsprechend. 
2Das Amt der Frauenbeauftragten und ihrer Stell-
vertreterinnen erlischt mit Ablauf der Amtszeit, 
Niederlegung des Amtes, Ausscheiden aus der 
Werkstatt, Beendigung des arbeitnehmerähn-
lichen Rechtsverhältnisses oder erfolgreicher 
Wahlanfechtung. 

§ 39c 
Vorzeitiges Ausscheiden der Frauenbeauftragten

(1) Scheidet die Frauenbeauftragte vor dem Ablauf 
der Amtszeit aus dem Amt aus, wird die erste 
Stellvertreterin zur Frauenbeauftragten. 

(2) 1Scheidet eine Stellvertreterin vorzeitig aus ih-
rem Amt aus, rückt die nächste Stellvertreterin 
beziehungsweise aus der Vorschlagsliste die Be-
werberin mit der nächsthöheren Stimmenzahl 
nach. 2Bei Stimmengleichheit entscheidet das 
Los. 

(3) Können die Ämter der Frauenbeauftragten und 
der Stellvertreterinnen aus der Vorschlagsliste 
nicht mehr besetzt werden, erfolgt eine außer-
planmäßige Wahl der Frauenbeauftragten und 
der Stellvertreterinnen.

(4) 1Hat außerhalb des für die regelmäßigen Wah-
len festgelegten Zeitraumes eine Wahl zu den 
Ämtern der Frauenbeauftragten und ihrer Stell-
vertreterinnen stattgefunden, so sind sie in dem 
auf die Wahl folgenden nächsten Zeitraum der 
regelmäßigen Wahlen neu zu wählen. 2Hat die 
Amtszeit zu Beginn des für die nächsten regel-
mäßigen Wahlen festgelegten Zeitraumes noch 
nicht ein Jahr betragen, sind die Frauenbeauf-
tragte und ihre Stellvertreterinnen in dem über-
nächsten Zeitraum der regelmäßigen Wahlen 
neu zu wählen.

§ 40 
Zuständigkeit für Streitigkeiten

Für Streitigkeiten nach dieser Ordnung ist das im 
Bereich der Diözese eingerichtete Kirchliche Ar-
beitsgericht zuständig.

§ 41 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 01.01.2017 in Kraft. 

II. Die vorstehende Ordnung setze ich für das 
Bistum Münster rückwirkend zum 1. Januar 
2017 in Kraft. Gleichzeitig setze ich die Cari-
tas-Werkstätten-Mitwirkungsordnung (CWMO) 
vom 9. Juli 2003(Kirchliches Amtsblatt 2003, 
Art. 155) rückwirkend zum 1. Januar 2017 außer 
Kraft.

Münster, den 20.01.2017 

L. S. † Dr. Felix Genn
   Bischof von Münster
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Art. 55 Hinweise zur Durchführung‚ 
 der Misereor-Fastenaktion 2017

Mit dem Leitwort der 59. Fastenaktion „Die Welt 
ist voller guter Ideen. Lass sie wachsen.“ ruft Mi-
sereor dazu auf, den Ideenreichtum der westafrika-
nischen Bäuerinnen und Bauern im Kampf gegen 
Hunger und Mangelernährung zu unterstützen. Im 
diesjährigen Partnerland Burkina Faso entwickeln 
sie gemeinsam neue Ideen für eine andere Land-
wirtschaft, die Früchte trägt und die die Menschen 
satt macht.

Die 59. Misereor-Fastenaktion wird am 1. Fasten-
sonntag, dem 5. März 2017, eröffnet. 

Gemeinsam mit Bischöfen, Partnerinnen und Part-
nern aus Burkina Faso und den Menschen aus dem 
Bistum Trier feiert Misereor um 10.00 Uhr im Dom 
zu Trier einen weltkirchlichen Gottesdienst, der live 
in der ARD übertragen wird.

Mit dem Aktionsplakat zur Fastenaktion lenkt Mi-
sereor den Blick auf die Menschen in Afrika. Und 
diese spiegeln unseren Blick zurück: Wie sehen wir 
Afrika? Bitte hängen Sie das Plakat gut sichtbar in 
Ihrer Gemeinde aus und versehen Sie den Opferstock 
in Ihrer Kirche mit dem Misereor-Opferstockschild.

Das neue Misereor-Hungertuch „Ich bin, weil du 
bist“ lädt mit zahlreichen Begleitmaterialien zu Re-
flexion  und Auseinandersetzung  ein.  Das  Hunger-
tuch ist in zwei Größen zum Aushang im Kirchen-
raum, Pfarrheim oder in der Schule bestellbar.

Die „Liturgischen Bausteine“ geben Anregungen 
zur Gestaltung von Gottesdiensten während der Fas-
tenzeit; sie enthalten auch Kreuzwege für Kinder 
und Erwachsene, Früh- bzw. Spätschichten sowie 
Vorschläge für die Gestaltung von Kinder- und Ju-
gendgottesdiensten.

Der Misereor-Fastenkalender 2017 und das Fas-
tenbrevier (www.fastenbrevier.de) laden ein, die 
Fastenzeit für sich oder mit der Familie aktiv zu ge-
stalten. Viele Gemeinden bieten am Misereor-Sonn-
tag, dem 2. April 2017, ein Fastenessen zugunsten 
von Misereor-Projekten an.

Die Kinderfastenaktion hält zahlreiche Anregun-
gen und Angebote zur Gestaltung der Fastenzeit in 
Kindergarten und Grundschule bereit: www.kinder-
fastenaktion.de. Jugendliche sind aufgerufen, sich 
mit der Jugendaktion von Misereor und dem BDKJ 
für die Produktion von Milch zu fairen Bedingungen 
einzusetzen sowie das eigene Konsumverhalten kri-
tisch zu hinterfragen: www.jugendaktion.de.

In jeder Pfarrgemeinde können Sie mit einer Tas-
se fair gehandelten Kaffee die Misereor-Fastenakti-
on unterstützen, nutzen Sie dazu den bundesweiten 
„Coffee-Stop-Tag“ am Freitag, dem 31. März 2017.

Am 4. Fastensonntag, dem 25./26. März 2017, soll 
in allen katholischen Gottesdiensten der Aufruf der 
deutschen Bischöfe zur Misereor-Fastenaktion ver-
lesen werden. Legen Sie bitte die Opfertütchen zu 
den Gottesdiensten aus. Am 5. Fastensonntag, dem 
1./2. April 2017, wird mit der Misereor-Kollekte 
um Unterstützung für die Misereor-Projektarbeit 
gebeten. Für spätere Fastenopfer sollte das Mise-
reor-Schild am Opferstock bis zum Sonntag nach 
Ostern stehen bleiben. Auch das „Fastenopfer der 
Kinder“ soll gemeinsam mit der Gemeindekollekte 
überwiesen werden. Es ist ausdrücklicher Wunsch 
der Bischöfe, dass die Kollekte zeitnah und ohne 
Abzug von den Gemeinden über die Bistumskassen 
an Misereor weitergeleitet wird. Eine pfarreiinterne 
Verwendung der Kollektengelder, z. B. für eigene 
Partnerschaftsprojekte, ist nicht zulässig. Misereor 
ist den Spendern gegenüber rechenschaftspflichtig. 
Sobald das Ergebnis Ihrer Kollekte vorliegt, geben 
Sie es bitte der Gemeinde mit einem herzlichen Wort 
des Dankes bekannt.

Fragen zur Fastenaktion beantwortet gerne das 
„Team Fastenaktion“ bei Misereor: Tel.: 0241/442-
445, E-Mail: gemeinde@misereor.de. Informatio-
nen  finden  Sie  auf  der Misereor-Homepage www.
fastenaktion.de. Dort stehen viele Materialien zum 
Download bereit, ebenso unter www.misereor-me-
dien.de. Materialien zur Fastenaktion können an-
gefordert werden bei: MVG, Tel.: 0241/47986100, 
E-Mail: bestellung@eine-welt-shop.de.

Art. 56 Wallfahrt mit Schweige-Exerzitien  
 in lisieux in deutscher Sprache

Teilnehmer: Priester, Ordensleute, Diakone und 
Laien

Thema: „Der kleine Weg zur Heiligkeit –  
Hl. Therese von Lisieux“

Termin: 29. Juli bis 7. August 2017
 einschließlich Fahrt über Reims, Paris 

(Rue du Bac, Notre-Dame des Vic-
toires …), Alençon, Lisieux, Le Bec 
Hellouin …

 Zusteigemöglichkeiten in den Bus 
an den Hauptbahnhöfen Augsburg, 
Karlsruhe, Saarbrücken
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Gesamtpreis: ca. 790,-- Euro
Leitung der 
Exerzitien: Monsignore Anton Schmid, Augsburg, 

Leiter des Theresienwerkes e.V.
Veranstalter: Theresienwerk e.V., Moritzplatz 5, 

D-86150 Augsburg, Tel.: 0821/513931, 
Fax: 0821/513990, E-Mail: kontakt@
theresienwerk.de, Internet: www.the-
resienwerk.de

Auskunft und Anmeldung:
Dr. Esther Leimdörfer, organisatorische Leitung, 
E-Mail: lisieuxfahrt@theresienwerk.de, oder There-
sienwerk e.V. (siehe Veranstalter)

Art. 57 Vorankündigung:  
 tag der leitenden Pfarrer im Bistum Münster

Bischof Dr. Felix Genn lädt alle leitenden Pfarrer 
am 14. September 2017 in das Priesterseminar Col-
legium Borromaeum zu einer Tageskonferenz ein. 
Wir bitten darum, sich diesen Termin jetzt schon 
vorzumerken. Eine Einladung mit Tagesordnung er-
folgt zu einem späteren Zeitpunkt. Die Konferenz 
wird teilweise in zwei Gruppen aufgeteilt, damit die 
besonderen Anliegen aus dem Offizialatsbezirk und 
dem NRW-Teil des Bistums jeweils eigenständig 
behandelt werden können. Themenvorschläge für 
die gemeinsame Konferenz und spezielle Themen 
für die NRW-Konferenz an diesem Tag können in 
der Hauptabteilung 500 bei Hans-Bernd Köppen 
angemeldet werden. Anmeldungen von Themen für 
die Teilkonferenz des Offizialatsbezirks können bei 
Rat Winter in Vechta angemeldet werden.

AZ: HA 500   1.3.17

Art. 58 Personalveränderungen

B u l a i ,   P. Lucian, zum 1. Februar 2017 zum 
Pastor in Borken St. Remigius und Borken-Gemen 
Christus König ernannt.

H e i d e   v o n   d e r ,   Hubert mit Ablauf des 
30. Juni 2017 von der Pfarrstelle Delmenhorst St. 
Marien entpflichtet und zum 1. Juli 2017 zum Pastor 
m. d. T. Pfarrer in Velen St. Peter und Paul ernannt.

K a l e m a,   Godfrey, mit Ablauf des 28. Febru-
ar 2017 als Pastor m. d. T. Pfarrer in Rosendahl Ss. 
Fabian und Sebastian entpflichtet und zum 1. März 
2017 zum Pastor m. d. T. Pfarrer in Rheine St. Dio-
nysius ernannt.

K a u l i n g,   Gregor, Pfarrer, weiterhin bis zum 
31. Januar 2023 zum Dechanten im Dekanat Dins-
laken ernannt.

M o n i e r,   Jörg, Pfarrer in Duisburg St. Matthias mit 
Ablauf des 24. September 2017 als Pfarrverwalter der 
Pfarrstelle in Duisburg St. Matthias entpflichtet.

P a h l,   P. Gregor Michael, OPraem. wurde rück-
wirkend zum 1. Februar 2017 die Verwaltung der 
Pfarrstelle Selm-Cappenberg St. Johannes Ev. über-
tragen.

S c h m i t z,   Wolfgang, Pastor m. d. T. Pfarrer 
in Ennigerloh St. Jakobus zum 15. April 2017 zum 
Diözesanpräses der Gehörlosenseelsorge im Bistum 
Münster ernannt.

S c h u l z e – R a e s t r u p,   Norbert, mit Ablauf des 
14. April 2017 als Diözesanpräses der Gehörlosen-
seelsorge im Bistum Münster entpflichtet.
tätigkeit im Bistum Münster beendet: 

J o s e p h,   P. George, Pastor in Velen St. Peter und 
Paul mit Ablauf des 31. März 2017 entpflichtet und 
beendet die Tätigkeit im Bistum Münster.

AZ: HA 500 15.2.17

Art. 59 Unsere toten

S u n d e r m a n n,   Werner, Pfarrer em. geb. 
3. Januar 1939, zum Priester geweiht am 29. Juni 
1966, anschließend Kaplan in Marl St. Barbara und 
Bezirkskaplan der CAJ, ab1969 Präfekt und Reli-
gionslehrer am Coll. Augustinianum in Goch, ab 
1975 Kaplan in Rheine St. Antonius. 1980 Pfarrer in 
Dorsten St. Antonius und ab 1994 Pfarrer in Hamm 
(Bockum-Hövel) St. Stephanus. 2000 wurde er Pas-
tor m. d. T. Pfarrer in Neuenkirchen St. Anna. Seit 
seiner Emeritierung im Jahr 2004 lebte er in Lüding-
hausen (Seppenrade) in der der Gemeinde St. Dio-
nysius. Er verstarb am 8. Februar 2017.

D i e c k m a n n,   Karl-Heinz, Pfarrer geb. 9. Sep-
tember 1960, zum Priester geweiht am 4. Juni 1995. 
Anschließend zur Aushilfe in Lohne St. Josef und 
Duisburg St. Peter und St. Marien tätig, übernahm 
er die erste Kaplansstelle in Rheine St. Antonius. 
1999 Kaplan in Rhede St. Gudula und Schulseel-
sorger am St. Josef-Gymnasium in Bocholt. 2002 
Schulseelsorger am Gymnasium „Cäcilieschule“ in 
Wilhelmshaven und Subsidiar m. d. T. Pfarrer in der 
Pfarreiengemeinschaft Wilhelmshaven. Seit 2008 
weiterhin Subsidiar in der neugegründeten Pfar-
rei St. Willehad in Wilhelmshaven. Er verstarb am 
8. Februar 2017.

AZ: HA 500 15.2.17
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Art. 60 Caritas-Werkstätten- 
 Mitwirkungsordnung (CWMO) für den  
 Oldenburgischen Teil der Diözese Münster

Die Caritas-Werkstätten-Mitwirkungsordnung 
(CWMO) (Kirchliches Amtsblatt 2017, Art. 54) 
der Arbeitsrechtlichen Kommission des Deutschen 
Caritasverbandes in Abstimmung mit dem Bundes-
fachverband Caritas-Behindertenhilfe und Psychia-
trie e.V. setze ich analog hiermit für den Oldenbur-
gischen Teil der Diözese Münster mit Wirkung zum 
1. Januar 2017 in Kraft

49377 Vechta, den 22. Dezember 2016

  Bischöflich Münstersches Offizialat
  Der Bischöfliche Offizial
L. S. i. V. Bernd Winter
  Offizialatsrat

Art. 61 Bekanntmachung des Wahlergebnisses  
 der Wahl der Vertreter der Mitarbeiterinnen  
 und Mitarbeiter in der Regional-KODa  
 Osnabrück/Vechta

Der Wahlvorstand hat in seiner Sitzung vom 
7. Dezember 2016 festgestellt, dass folgende Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter in die Regional-KODA 
Osnabrück/Vechta gewählt worden sind:

Gruppe 1: Kirchengemeinden
 Ludger Pohlmann, Küster
 Kath. Kirchengemeinde St. Gertrud, 

Lohne
 577 Stimmen

Gruppe 2: Pastoraler Dienst
 Björn Thedering, Pastoralreferent
 Kath. Kirchengemeinde St. Margaretha, 

Emstek
 623 Stimmen

Gruppe 3:  Kirchliche Verwaltung
 Christina Zerhusen, Diplom-Sozialpäda-

gogin 
 Jugendförderwerk e. V., Vechta
 682 Stimmen

Gruppe 4:  Bildung und Beratung
 Hannes Nieland, Bildungsreferent (Sozi-

alpädagoge B. A.) 
  Bischöflich  Münstersches  Offizialat, 

Vechta
 364 Stimmen

Gruppe 5: Erziehung und Schule
 Renate Hogeback, Erzieherin
 Kath. Kirchengemeinde St. Andreas 

Cloppenburg, Kindergarten St Vincenz
 803 Stimmen

Hinweise zur Wahlanfechtung:

Die Wahl kann innerhalb einer Frist von einem 
Monat nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses im 
jeweiligen Kirchlichen Amtsblatt angefochten wer-
den. 

Anfechtungsberechtigt ist jeder Wahlberechtig-
te. Die Anfechtungserklärung ist gegenüber dem 
Wahlvorstand abzugeben. Die Anfechtung hat un-
ter Angabe der Gründe schriftlich zu erfolgen. Die 
Anfechtung ist begründet, wenn gegen wesentli-
che Vorschriften über das Wahlrecht, die Wählbar-
keit oder das Wahlverfahren verstoßen worden und 
eine Berichtigung nicht erfolgt ist, es sei denn, dass 
durch den Verstoß das Wahlergebnis nicht geändert 
oder beeinflusst werden konnte.

Der Wahlvorstand entscheidet, ob die Anfechtung 
als unzulässig oder unbegründet zurückzuweisen 
oder ob die Wahl zu wiederholen ist.

Wahlbeteiligung:

Von den 3.410 versandten Wahlbriefen gingen bis 
Mittwoch, 7. Dezember 2016, 12.00 Uhr, 1.230 
Wahlbriefe beim Wahlvorstand ein. Dies entspricht 
einer Wahlbeteiligung von 36,07 %. Von den zurück-
gesandten Briefwahlunterlagen waren 20 ungültig. 

Abgegebene Stimmen:

Jeder Wähler konnte bis zu fünf Stimmen abgeben. 
Die Zahl der insgesamt abgegebenen Stimmen be-
trägt 3.944.

Der Wahlvorstand für die Wahl der Vertreter der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Regio-
nal-KODA Osnabrück/Vechta 2016

Vechta, 7. Dezember 2016

 Thomas Schmitz
 Vorsitzender

Art. 62 Vertreter der Dienstgeber in der 
 Regional-KODa Osnabrück/Vechta

Gemäß § 5 Abs. 1 Regional-KODA-Ordnung sind 
für die Römisch-Katholische Kirche im Oldenbur-
gischen Teil der Diözese Münster (Offizialatsbezirk 
Oldenburg) als Dienstgebervertreter der Regio-
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nal-KODA Osnabrück/Vechta für die Zeit der neuen 
Amtsperiode von 2017 bis 2021 berufen worden:

Siegfried Looschen
Bischöflich Münstersches Offizialat
Kolpingstraße 14, 49377 Vechta

Rainer Meyer
Katholische Kirchengemeinde St. Gertrud
Rixheimer Platz, 49393 Lohne

Jens Risse
Blexer Straße 59, 28197 Bremen

Wilhelm Rolfes
Katholische Akademie Stapelfeld
Stapelfelder Kirchstraße 13, 49661 Cloppenburg

Gerhard Schumacher
Bischöflich Münstersches Offizialat
Bahnhofstraße 6 - 8, 49377 Vechta

Andreas Windhaus
Bischöflich Münstersches Offizialat
Bahnhofstraße 6 - 8, 49377 Vechta

Vechta, 30.01.2017

L. S. † Wilfried Theising
  Bischöflicher Offizial
 und Weihbischof

Art. 63 aufhebung von Richtlinien der  
 arbeitsrechtlichen Kommission des  
 Deutschen Caritasverbandes

Die Richtlinien für die Inkraftsetzung der Be-
schlüsse der Arbeitsrechtlichen Kommission des 
Deutschen Caritasverbandes durch die Diözesan-Bi-
schöfe in der Fassung vom 26.11.2007 werden zum 
01.01.2017 aufgehoben.

49377 Vechta, den 31.01.2017

  Bischöflich Münstersches Offizialat
L. S. † Wilfried Theising
  Bischöflicher Offizial 
 und Weihbischof

Bekanntmachung des Verbandes der Diözesen Deutschlands

Art. 64 Zwanzigste Änderung der Satzung  
 der Kirchlichen Zusatzversorgungskasse  
 des Verbandes der Diözesen Deutschlands

Wir weisen auf die Zwanzigste Änderung der Sat-
zung der Kirchlichen Zusatzversrogungskasse des 

Verbandes der Diözesen Deutschlands hin, die im 
Amtsblatt des Erzbistums Köln 2017, Stück 1, Nr. 4 
veröffentlicht worden ist.

AZ: 610 5.1.17


